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men, sei Aufgabe der Staatsregie-
rung, der die gesetzliche Pflicht
zur Krankenhausplanung in Bay-
ern obliege, betonte Becher. Er
nannte es „irritierend“, wenn Ger-
lach erst jetzt Patienten- und Be-
darfserhebungen vornehmen wol-
le. Es stelle sich die Frage, auf wel-
cher Grundlage bisher die Klinik-
förderung vorgenommen worden
sei.

Die schärfste Kritik

kommt von der AfD

Auf die Verantwortung der
Staatsregierung bei der Kranken-
hausplanung verwies auch Ruth
Waldmann (SPD). Eine solche
habe Gerlach in ihrer Erklärung
erneut nicht präsentiert. Die
Staatsregierung sei die aktuell
aufscheinenden Versorgungsdefi-
zite trotz Zuständigkeit nicht an-
gegangen und stehle sich nun un-
ter Hinweis auf Berlin und die
Kommunen aus der Verantwor-
tung. „Die Staatsregierung muss
sagen, was es wo braucht“, be-
tonte Waldmann. Bürgermeister
und Landräte könnten das nicht
entscheiden, weil ihnen der Über-
blick und die Kompetenz für bay-
ernweite Strukturen fehlten.

Hinter die Pläne Gerlachs stell-
te sich Tanja Schorer-Dremel
(CSU). Die Reform des Bundes
sei nicht im bayerischen Interes-
se. Es sei richtig, dass der Frei-
staat diese nun nach seinen Mög-
lichkeiten zu korrigieren versu-
che. Freie-Wähler-Fraktionschef
Florian Streibl erklärte, die Re-
form des Bundes führe zu einer
Zwei-Klassen-Versorgung zulas-
ten ländlicher Regionen. Dies
könne der Freistaat nicht hinneh-
men. > JÜRGEN UMLAUFT

stellen und für Effizienzsteigerun-
gen sorgen, sagte Winhart.

Nach den Worten von Grünen-
Fraktionsvize Johannes Becher
muss die Krankenhausreform den
Zielkonflikt zwischen einer mög-
lichst umfassenden wohnortna-
hen Versorgung und einer not-
wendigen Spezialisierung in den
Häusern lösen. Da aber – anders
als es die AfD mit ihrem Ruf nach
dem „Geldsack“ suggeriere – die
Ressourcen begrenzt seien, kom-
me man um strukturelle Änderun-
gen nicht herum. Diese vorzuneh-

nur ansatzweise für gut halten
könne. Die Reform sei „aktive Kli-
niksterbehilfe“. „Für Bayern ist
diese Reform ein pures Desaster,
wir müssen uns mit allen Mitteln
dagegen wehren“, erklärte Win-
hart. Vor allem bei Notfällen
brauche es landesweit schnell er-
reichbare Kliniken. Nötig sei
nicht der mit Allgemeinplätzen
gefüllte Sieben-Punkte-Plan Ger-
lachs, sondern ein Stabilisierungs-
programm für bayerische Kran-
kenhäuser. Dazu müsse der Frei-
staat mehr Geld zur Verfügung

politische Rückendeckung der
Staatsregierung. Konkret sollen
weitreichende Strukturentschei-
dungen durch den Ministerrat be-
stätigt werden. Außerdem kündig-
te Gerlach an, dass im Regelfall
Fördergelder nicht zurückgefor-
dert werden sollen, falls es struk-
turbedingt zu einer Nutzungsän-
derung von Klinikbereichen kom-
men sollte.

Der AfD-Abgeordnete Andreas
Winhart äußerte sein Unverständ-
nis darüber, dass man die Kran-
kenhausreform des Bundes auch

Bedarfs- und Patientenprognosen
vor, um darauf passende Versor-
gungsstrukturen auszubauen.
Dazu habe man bereits Leitplan-
ken für künftig vorzuhaltende me-
dizinische Leistungsangebote ent-
worfen, erklärte Gerlach. Einbe-
zogen werde auch die möglicher-
weise erforderliche Anpassung
des Rettungsdienstes. Für die Aus-
arbeitung der Strukturpläne will
Gerlach Regionalkonferenzen mit
allen Beteiligten anbieten. Außer-
dem versprach die Ministerin den
Entscheidungsträgern vor Ort die

Die Staatsregierung will die
bayerischen Krankenhäuser

für die Folgen der vom Bund be-
schlossenen Krankenhausreform
rüsten. „Wir brauchen auch wei-
terhin eine differenzierte Kran-
kenhauslandschaft und eine ver-
lässliche Versorgung in der Flä-
che“, sagte Gesundheitsministerin
Judith Gerlach (CSU) in einer Re-
gierungserklärung vor dem Land-
tag. Man wolle den Wandel „klug
und mutig mitgestalten“. Ziel sei-
en leistungsfähige, auf hohem Ni-
veau arbeitende und leicht er-
reichbare Kliniken, zählte Ger-
lach auf. Um dies zu erreichen,
präsentierte sie den Abgeordneten
einen von der Staatsregierung be-
schlossenen Sieben-Punkte-Plan.

Die vom Bund angestoßene Re-
form hielt Gerlach für grundsätz-
lich richtig, Anpassungen in der
Krankenhausstruktur seien wegen
der aktuellen Herausforderungen
unumgänglich. Gerlach forderte
allerdings Ausnahmen von den
strikten Strukturvorgaben zu-
gunsten der Aufrechterhaltung
der Versorgung in ländlichen Re-
gionen. „Die leistungsfähige
Struktur in Bayern darf nicht
durch zentralistische Vorgaben
aus Berlin gefährdet werden“, sag-
te Gerlach. Scharf kritisierte sie
vor allem, dass in der Vorlage des
Bundes eine Analyse der mögli-
chen Auswirkungen auf regionale
Krankenhausstrukturen fehle.
Man befinde sich diesbezüglich in
einem „Blindflug“. Wegen der
Mängel werde Bayern mit anderen
Ländern den Vermittlungsaus-
schuss von Bundestag und Bun-
desrat anrufen, um noch Ände-
rungen am Bundesgesetz zu errei-
chen.

Der von Gerlach vorgelegte Sie-
ben-Punkte-Plan sieht unter an-
derem die Aufstellung regionaler

Lauterbachs Plan „grundsätzlich richtig“

„Wir brauchen eine verlässliche Versorgung in der Fläche“, sagte Gesundheitsministerin Judith Gerlach (CSU) in ihrer Regierungserklärung. FOTO: LANDTAG

sondere die CSU dazu auf, die Plä-
ne für den Bau einer dritten Start-
und Landebahn am Flughafen
München endgültig und verbind-
lich ad acta zu legen“, sagt Becher.
Allerdings haben CSU und Freie
Wähler in ihrem Koalitionsvertrag
festgehalten, das Projekt „dritte
Startbahn“ nicht weiterzuverfol-
gen.

„Die Beschwichtigungen von
Markus Söder sind völlig unglaub-
würdig.“ Obwohl es keinen Bedarf
gebe, kämpfe der Flughafen Mün-
chen mit allen Tricks für sein ewiges
Baurecht – „eben weil die Söder-Re-
gierung hinter diesem Ziel steht“,
ist Becher überzeugt. Der Flugha-
fen rechne selbst erst mit einer Rea-
lisierung der dritten Startbahn im
Jahr 2035. Die Freien Wähler sind
aus Sicht von Becher von der CSU
über den Tisch gezogen worden.

Die FW-Fraktion sieht das natür-
lich anders. Verärgert ist man den-
noch über den Feststellungsbe-
scheid. „Mit uns wird es keine dritte
Startbahn geben – egal, welche ju-
ristischen Winkelzüge das Bau-
recht absichern sollen“, unter-
streicht der klimapolitische Spre-
cher der FW-Fraktion, Benno Zie-
rer. Beim Passagieraufkommen und
den Flugbewegungen liege der
Flughafen ohnehin weiterhin deut-
lich unter den Vor-Corona-Höchst-
werten. „Es besteht also absehbar
kein Bedarf für eine zusätzliche
Start- und Landebahn“, so Zierer.

Sein Fraktionskollege Tobias
Beck, verkehrspolitischer Sprecher
der Freien Wähler, meint, der
Münchner Flughafen solle sich ak-
tuell lieber um seine anderen Pro-
bleme kümmern – vor allem bei der
Abfertigung und Servicequalität.
„Solange Fluggäste stundenlang in
Warteschlangen stehen müssen
und deshalb teilweise ihre Flüge
verpassen, ist die Diskussion über
eine dritte Startbahn erst recht völ-
lig fehl am Platz.“
> DAVID LOHMANN

Laut dem Feststellungsbescheid
der Regierung von Oberbayern soll
das Baurecht für den Bau einer drit-
ten Start- und Landebahn am Flug-
hafen München unbefristet gültig
bleiben. Eine Verjährung sei ausge-
schlossen, da bereits mit Baumaß-
nahmen, die zum Gesamtprojekt
der dritten Startbahn gehören, be-
gonnen wurde. Die übliche Verjäh-
rungdesBaurechtsnachAblaufvon
zehn Jahren sei damit hinfällig, ar-
gumentiertdieRegierungvonOber-
bayern.

Die Grünen nennen das Vorha-
ben einen „juristischen Trick“, da
nicht mit dem Bau der Start- und

Landebahn selbst begonnen wur-
de, sondern lediglich mit Straßen
und einem S-Bahn-Tunnel. „Das
ist blanker Unsinn“, schimpft der
Grünen-Abgeordnete Johannes
Becher. „Die Idee eines Erdinger
Ringschlusses besteht seit weit
über 30 Jahren und hat nichts mit
der dritten Startbahn zu tun.“
Das belege eine Schriftliche An-
frage aus dem Jahr 1989, die der
Staatszeitung vorliegt.

Die Grünen-Fraktion fordert da-
her die Staatsregierung und insbe-

Baugenehmigung unbefristet:
ein juristischer Trick?

Die Zahl der Fluggäste wächst. Pas-
send dazu ist die Debatte um eine
dritte Startbahn am Münchner Air-
port neu entbrannt. FOTO: DPA

„Jüdische Studierende besser schützen“

„Jüdische Studierende fühlen
sich an bayerischen Hochschulen
nicht mehr sicher“, sagte Ron De-
kel vom Verband jüdischer Studen-
ten in Bayern. In fast allen Univer-
sitätsstädten gebe es propalästi-
nensische Proteste. Viele Kommi-
liton*innen würden Hochschulen
meiden. Dekel lobte den Aktions-
plan gegen Antisemitismus, kriti-
sierte aber unklare Maßnahmen.
Auch Exmatrikulationen sollten
möglich sein.

Stefan Hensel, Antisemitismus-
beauftragter in Hamburg, berichte-
te von antisemitischen Übergriffen
an Hochschulen. 77 Prozent der jü-
dischen Gemeindemitglieder hät-

Seit dem Überfall der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023
haben antisemitische Vorfälle an Universitäten stark
zugenommen. Allein an bayerischen Hochschulen gab es
seitdem rund 30 Vorfälle. Eine Anhörung will erörtern, wie
Antisemitismus an Hochschulen bekämpft werden kann.

WinfriedBausback(CSU)beton-
te in der Fragerunde drei zentrale
Punkte: die Absage an Antisemitis-
mus, den Schutz jüdischer Men-
schen und die Anerkennung Isra-
els. Angriffe auf Veranstaltungen
gefährdeten die Wissenschaftsfrei-
heit. Er forderte, das akademische
Umfeld auf Extremismus zu über-
prüfen.

Ausschusschef Michael Piazolo
(Freie Wähler) sah antisemitische
Diskussionen als gefährliche Ent-
wicklung und versprach, Exmatri-
kulationen bei solchen Vorfällen
zu prüfen. Benjamin Nolte (AfD)
forderte, Hochschulleitungen,
Lehrpersonal und Inhalte strenger
zu überwachen.

Verena Osgyan (Grüne) verlang-
te konkrete Maßnahmen gegen
Antisemitismus. Katja Weitzel
(SPD) forderte Sanktionen für Äu-
ßerungen in Whatsapp-Gruppen
und eine bessere Ausstattung für
Antisemitismusbeauftragte. > LOH

ten solche Vorfälle erlebt, aber nur
19 Prozent würden sie anzeigen.
Hensel forderte Schulungen und
mehr Schutzräume.

Shila Erlbaum vom Zentralrat
der Juden wies darauf hin, dass
nicht nur Studierende, sondern
auch Lehrende betroffen seien. Cy-
bermobbing, verbale Angriffe und
physische Drohungen seien ver-
breitet, weshalb manche nur noch
online lehren. Erlbaum fordert
strengere Verfolgung antisemiti-
scher Äußerungen, auch in Whats-
app-Gruppen, sowie mehr Bil-
dungsangebote.

Stefan Leible, Präsident der Uni-
versität Bayreuth und Vorsitzender

von Universität Bayern, betonte,
dass Hochschulen Orte der Anti-
semitismusbekämpfungseien,aber
mehr politische und finanzielle
Unterstützung benötigten. Sabine
Doering-Manteuffel von der Uni-
versität Augsburg erklärte, dass
nach dem 7. Oktober 2023 Maß-
nahmen ergriffen wurden, um an-
tisemitische Vorfälle zu minimie-
ren. Auch die Uni München habe
reagiert, mit eigenen und unabhän-
gigen Beschwerdestellen und Be-
ratungsangeboten.

Ausschusschef
Michael Piazolo
(Freie Wähler)
will prüfen, ob
antisemitische
Studierende ex-
matrikuliert
werden kön-
nen. DPA/HOPPE

Bahn sieht sich gerüstet für den Winter
Nach dem Schneechaos auf Bay-

erns Schienen im vergangenen De-
zember sieht sich die Bahn besser
auf den Winter vorbereitet als zu-
letzt. Bayerns Bahn-Chef Heiko
Büttner stellte im Verkehrsaus-
schuss ein Maßnahmenpaket vor.
Dieses beginnt mit detaillierten
Wetterprognosen für alle Ab-
schnitte des Schienennetzes und
führt über technische und organi-
satorische Maßnahmen bis hin zu
einem Rückschnitt von Bäumen
entlang der Gleise, um Blockaden
durch Schneebruch zu verhindern.
So seien im Jahr 2023 entlang der
Strecken gut 2300 Bäume gefällt
und schienennaher Bewuchs viel-
fach beschnitten worden.

Nach Angaben Büttners wurde
die Alarmbereitschaft bei bevorste-

hendem Extremwetter erhöht. Für
den Winter bedeute dies, dass die
Alarmpläne schon bei prognosti-
zierten Schneehöhen von 15 Zen-
timetern greifen. Es seien regionale
Räumkonzepte und -fahrpläne er-
stellt worden. Zudem habe man
neue Schneefräsen und weiteres
Räumgerät angeschafft oder be-
stellt sowie zusätzliche Weichen-
heizungen eingebaut. Eine „Frost-
bereitschaft“ werde abgestellte
Fahrzeuge regelmäßig auf Schnee-
oder Eislast prüfen und diese fahr-
bereit halten. Für ein besseres Ve-
getationsmanagement entlang der
Schienen forderte die Bahn aber
auch Unterstützung von der Poli-
tik. So müsse unter anderem gere-
gelt werden, dass den Bahnverkehr
gefährdende Bäume auch ohne

aufwendige Einzelfallgenehmi-
gung gefällt werden dürften.

Die staatliche Bayerische Eisen-
bahngesellschaft (BEG) als Bestel-
ler des regionalen Schienenver-
kehrs attestierte der Bahn Fort-
schritte auf dem Weg zu mehr Win-
terfestigkeit. Es seien zahlreiche
Lehren aus dem Chaos des vergan-
genen Dezember gezogen worden,
betonte BEG-Geschäftsführerin
Bärbel Fuchs. Sie vermisste aber
weiterhin die Einteilung ganz Bay-
erns in konkrete Schneeräumsek-
toren mit klaren Zuständigkeiten.
Zudem komme der Vegetations-
rückschnitt zu langsam voran.
„Der Sachstand ist hier nicht zu-
friedenstellend und stellt ein Risi-
ko für den kommenden Winter
dar“, urteilte sie. Für noch nicht

ausreichend hielt Fuchs auch die
Maßnahmen zur Verbesserung der
Fahrgastinformation.

Die Abgeordneten bezeichneten
die Bemühungen der Bahn als
„anerkennenswert“. Allerdings
forderte Martin Wagle (CSU) ein
langfristig wirksames Konzept für
den Vegetationsrückschnitt. Mar-
kus Büchler (Grüne) äußerte
Zweifel an der Wirksamkeit der
Frostbereitschaften, wenn diese
nur alle sechs Stunden eine Fahr-
zeugprüfung durchführten. Mar-
kus Striedl (AfD) sagte, das Kon-
zept der Bahn, das Schneeräumen
auf Gleisen und Bahnsteigen aus
Kostengründen weitgehend exter-
nen Dienstleistern zu überlassen,
müsse nach den Erfahrungen der
Vorjahre überdacht werden. > JUM
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